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Marco HardMeier tritt als ParteiPräsident zurück

und endlos Spass? Mir kommen 
nur sehr wenige in den Sinn. 

Wo steht die SP Aargau jetzt, ein 
gutes Jahr vor den nächsten eidge-
nössischen Wahlen? Wie siehst Du 
die Zukunft der Partei?
Wir haben letztes Mal gut abge-
schnitten bei den Nationalrats-
wahlen – drei Sitze ohne Listen-
verbindung. Bei den Ständerats-
wahlen gelang uns mit Pascale 
Bruderer Wyss nach über 60 Jah-
ren aus dem Stand der Grosser-
folg. Und mit Urs Hofmann sind 
wir seit 2009 nach einer Dekade 
Abwesenheit wieder im Regie-
rungsrat. Die Basis ist gelegt, jetzt 
muss nur noch ausgebaut wer-
den. Auch inhaltlich-politisch: 
Klar, 47,7 Prozent bei der eigenen 
Pflegeinitiative ist immer noch 
kein Abstimmungsgewinn, aber 
ich bin zuversichtlich, dass mei-
ne Nachfolgerin oder mein Nach-
folger die Früchte meiner Arbeit 
werden ernten können und uns 

Marco Hardmeier ist Präsident der SP Kanton Aargau und Grossrat.

Ein fröhlicher Rücktritt
Am 7. Januar 2014 hat Marco Hardmeier seinen Rücktritt als Präsident der SP Kanton Aargau auf den ordentlichen Parteitag 
vom 21. Juni dieses Jahres bekannt gegeben. Es sei ihm «eine Ehre und eine Freude», für die SP da zu sein, aber jetzt sei 
«Zeit für Neue und Neues.» Für die Partei und für ihn.  links.ag wollte vom erfolgreichen und beliebten Parteipräsidenten 
Marco Hardmeier wissen, was hinter seinem Rücktritt steht und was er nun vorhat. 

auch hier mehr Erfolge gegönnt 
sein werden.

Wie hast Du Dich verändert in Amt 
des Parteipräsidenten? Wie hat 
sich das politische und parteiinter-
ne Umfeld in dieser Zeit verändert? 
Ich bin ruhiger geworden. Und 
habe einen viel längeren Atem als 
zu Beginn meiner Amtstätigkeit. 
Das politische Umfeld ist schnel-
ler, hektischer und rauher gewor-
den. Parteiintern haben wir einige 
Veränderungen umgesetzt. Als 
Stichworte: Massive Stärkung des 
Parteipräsidiums, Verkleinerung 
der Geschäftsleitung, Adaption 
an die Geschwindigkeit der Mit-
welt und der Medien. Somit ist die 
 Basis für zukünftige Erfolge gelegt.

Aus Deinem Rücktrittsbrief und 
Deinen Reden an Parteitagen 
spricht ein grosser Optimismus 
und viel Zuneigung zu unseren 
sehr engagierten, aber nicht immer 
einfachen ParteigenossInnen. 

links.ag: Marco Hardmeier, es ist 
noch zu früh für einen umfassen-
den Rückblick auf Deine Präsi-
dentenjahre. Dennoch: Du hast 
viel Ordnung in die SP Aargau 
gebracht und auch SP-Erfolge bei 
den eidgenössischen Wahlen 2011 
ermöglicht. Warum trittst Du jetzt 
zurück? Ist Dir der Rücktritt schwer 
gefallen?
Marco Hardmeier: Im Juni 2014 
8 ½ Jahre Parteipräsidium sind 
eine sehr lange Zeit. Stehvermö-
gen habe ich also bewiesen. 10 
Jahre in der Geschäftsleitung wer-
den es dann auch sein. Ich habe 
mich bei der Statutenrevision 
immer für eine 10jährige Amts-
zeitbeschränkung eingesetzt. Be-
schlossen wurden dann 12 Jahre. 
Aber ich bin und bleibe konse-
quent bei den von mir geforderten 
10 Jahren. Zudem wurde ich als 
Vizepräsident des Grossen Rats 
gewählt und werde, so das Parla-
ment will, 2016 Grossratspräsi-
dent. Ämtersammeln gehört nicht 
zu meinen Hobbys. Der Entscheid 
ist also nicht etwa spontan, son-
dern wohlüberlegt gefallen.

Die Zusammenarbeit mit der Basis 
und mit der Geschäftsleitung 
ist aufwendig und kann Nerven 
kosten. Ist das auch ein Grund für 
Deinen Entscheid?
Nein, definitiv nicht. Wer das Ge-
fühl hat, beim Amt des Parteiprä-
sidenten genüge es, einfach glän-
zend vorne hinzustehen oder mal 
eben medial wirksam ein paar Di-
rektiven rauszupauken oder den 
Mitgliedern den Kopf sturm zu re-
den, der kommt rasant schnell auf 
den Boden runter. Ja, es ist sehr 
aufwendig und kostet manchmal 
Nerven, aber welche andere Tä-
tigkeit bereitet immer nur Freude 

 Woher nimmst Du den Optimis-
mus? Warum magst Du uns? 
Kannst Du vielleicht nur so die 
schwierige Arbeit der Minderheits-
politik aushalten?
Optimistisch bin ich, weil ich sehr 
viele Menschen in unserer Partei 
von den verschiedensten Seiten 
und in den unterschiedlichsten 
Lebenslagen kennen lernen durf-
te. Und fast alle habe ich sehr 
schätzen gelernt. Es sind auch 
tiefe freundschaftliche Bande ent-
standen. Übrigens mit Menschen, 
die nie ein Blatt vor den Mund ge-
nommen haben und mich dann 
und wann auch offen und hart 
kritisiert haben. In so einer Partei 
kann man doch nur gerne sein, 
oder?

Wohin wird Deine grosse Energie 
in Zukunft fliessen? Alles in den 
Beruf? Oder gibt es weitere Pläne?
Ins Grossratsamt und 2016 dann 
ins Grossratspräsidiumsjahr. Im 
Beruf bin ich schon mit viel Ener-
gie drin. Weitere Pläne, auch po-
litische, mache ich nicht im Mo-
ment, ich bin aber für vieles offen. 
Ich dränge mich jedoch auch in 
Zukunft nirgends auf.

Was wirst Du am meisten 
 vermissen?
Hektische Momente werden selte-
ner werden. Dies gab mir immer 
Antrieb und Energie, ich konnte 
den Stress immer positiv bewälti-
gen. Hier muss ich wohl für etwas 
Kompensation sorgen.

Die Fragen stellte
Katharina Kerr.

Etikettenschwindel «Heiratsstrafe» 
Pascale Bruderer zur Bundespolitik S. 10
Atommüll in unserer Region S. 11–14
Interview mit Marcos Buser zur 
Atommüll entsorgung S. 12–14
Wie weiter mit der SP Frauen Aargau? S. 15         
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ganz am Anfang – 
und doch mittendrin
In den vergangenen Wochen wurde nicht 
nur das neue Jahr eingeläutet, sondern 
gleichzeitig auch die zweite Hälfte der 

bundespolitischen Le-
gislatur. Die Aargauer 
SP-Delegation konnte 
diese vor gut zwei Jah-
ren gestärkt in Angriff 
nehmen: mit weiterhin 
drei Vertretungen im Na-
tionalrat und einem neu 

dazu gewonnen Ständeratssitz. 
Dieser Wahlerfolg und die damit ver-

bundene sozialdemokratische Präsenz 
im Bundesparlament sind wichtig. Es 
braucht die SP mehr denn je bei Fragen, 
die der Bevölkerung unter den Nägeln 
brennen – sei es beim Kampf für Min-
destlöhne, bei der Regulierung des Fi-
nanzplatzes oder der Befreiung aus der 
Defensive bei internationalen Steuerfra-
gen. 

Wichtiger noch als der Blick zurück 
ist aber der Blick nach vorn. Das Bun-
desparlament wird in den kommenden 
zwei Jahren wegweisende Entscheide zu 
fällen haben in sozial- wie energiepoliti-
schen Fragen: So gilt es einerseits, Alain 
Bersets Gesamtkonzept der Altersvorsor-
ge 2020 zu unterstützen, erste und zwei-
te Säule gemeinsam weiterzuentwickeln 
und all die bürgerlichen Einzelaktionen 
abzulehnen, die ganz offensichtlich eine 
Schwächung unseres Sozialsystems zum 
Ziel haben. Andererseits wartet die Ener-
giestrategie 2050 auf ihre Verabschiedung 
– denn die Energiewende ist eingeläutet, 
aber noch längst nicht vollzogen. Das 
Parlament ist dringend aufgerufen, die 
nötigen Gesetzesanpassungen definitiv 
vorzunehmen und damit auch gegen-
über der Wirtschaft Investitions- und 
Rechtssicherheit zu schaffen.

So stehen wir zwar am Anfang eines 
neuen Jahres und sind doch schon mit-
tendrin. Mittendrin in einer Legislatur, 
welche die grosse Chance einer echten 
Weichenstellung bietet – zugunsten einer 
sozialeren und ökologischeren Schweiz.

Pascale Bruderer Wyss von Nussbaumen
ist SP-Ständerätin.

«Heiratsstrafe»-initiative der cvP

Wir sind individuen und 
nicht Ehepaare!
Die CVP setzt sich mit ihrer initiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heirats-
strafe» gegen die Benachteiligung von Verheirateten in der Besteuerung ein. Das 
mag fair und gerechtfertigt sein. Die initiative knüpft dieses Anliegen aber an die 
Ehe als eine «auf Dauer angelegte und gesetzlich geregelte Lebensgemeinschaft 
von Mann und Frau». Das kann und will ich nicht unterstützen.

Ehe zwischen Frau und Mann als Norm?
Das geltende Steuerrecht führt unbestritten zu 
fragwürdigen Ungerechtigkeiten zwischen den 
verschiedenen Zivilstands- und Haushalts-
formen. Die Lösung, die die CVP für dieses 
Problem vorschlägt, tönt eigentlich ganz gut: 
Verheiratete Paare sollen gegenüber Konku-
binatspaaren nicht mehr benachteiligt wer-
den. Der Haken an dieser Initiative aber wie 
so oft im Kleingedruckten versteckt. Die CVP 
will nämlich den folgenden Wortlaut in Art. 14 
Abs. 2 (neu)der Bundesverfassung verankern: 
«Die Ehe ist die auf Dauer angelegte und ge-
setzlich geregelte Lebensgemeinschaft von 
Mann und Frau. Sie bildet in steuerlicher Hin-
sicht eine Wirtschaftsgemeinschaft. Sie darf 
gegenüber andern Lebensformen nicht be-
nachteiligt werden, namentlich nicht bei den 
Steuern und den Sozialversicherungen.»

Damit wird deutlich, worum es bei dieser 
Initiative wirklich geht: Geschickt verpackt 
versucht die CVP hier, die Ehe als gesetzlich(!) 
gebundene Norm in der Bundesverfassung(!) 
zu verankern und damit die Ehe als Gemein-
schaftsform den konservativen Werten dieser 

Partei entsprechend aufzuwerten. Das kann 
nicht die Lösung für das Problem der «Heirats-
strafe» sein, denn dies schafft neue Ungleich-
heiten und verkennt die familienpolitische 
Realität.

Andere Lösungen möglich
Ich setze mich deshalb für eine andere Lösung 
für dieses Problem ein: Ich fordere eine Besteu-
erung unabhängig vom Zivilstand, vom Ge-
schlecht und von der gewählten Lebens- und 
Familienform. Die Lösung für das Problem der 
Heiratsstrafe ist so viel einfacher: Es braucht 
einfach eine Individualbesteuerung. Nur die 
Individualbesteuerung besteuert jede und je-
den fair und kontextungebunden. Zudem hat 
sie den stärksten Wachstumseffekt, weil sie 
Barrieren in der Erwerbsbeteiligung von Zweit-
verdienenden am besten abbaut. Die Besteu-
erung des Zweitverdienstes hat bei Verheira-
teten oft die Wirkung einer Barriere und hält 
einen Teil des Ehepaars davon ab, erwerbstätig 
zu sein. Oft sind das die Frauen. 

Dabei braucht es aber keine Aufwertung 
der Ehe, wie sie der CVP mit ihrer Initiative 
vorschwebt. Familienrealitäten haben sich in 
den letzten Jahren stark geändert, und es wird 
Zeit, dass dies auch steuerpolitisch anerkannt 
wird. Jede Person muss als gleichgestelltes, 
eigenständiges Individuum wahrgenommen 
und entsprechend besteuert werden. Wir sind 
schliesslich Individuen und nicht primär Ehe-
partner! Jedes Einkommen soll unabhängig 
von der gewählten Lebens- und Familienform 
versteuert werden. Ebenso können weitere fi-
nanzielle Ungerechtigkeiten (wie Rentenzah-
lungen) zwischen Ehe- und Konkubinatspaa-
ren bereits heute ohne Verfassungsänderungen 
aus der Welt geschaffen werden. Es braucht nur 
den Willen, den Mut und Gesetzesanpassun-
gen – sicher aber keine Verfassungsänderung. 

Yvonne Feri von Wettingen 
ist SP-Gemeinderätin, Nationalrätin 

und Präsidentin der SP Frauen Schweiz.

Damit die Steuerbelastung

nicht zum Ehekiller wird

Familien 

stärken!

www.familieninitiativen-cvp.ch

Gegen die

Heiratsstrafe

Gegen die

Heiratsstrafe

Inserat für die Mogelpackung



11Kanton aargaulinks 142/Januar 2014

SEKREtARiAt

KoMMENtAR

Raumplanung

Wird wirklich das letzte Grün überbaut, 
nehmen Verkehrsstaus zu? Tatsache ist: 
Unsere Landreserven und Verkehrsinfra-
strukturen kommen unter Druck – weil 

wir mehr und mobiler 
werden und mehr Wohn-
raum nutzen. Aktuelle 
Fragen sind: Wie mobil 
wollen wir sein? Warum 
arbeiten wir nicht, wo 
wir wohnen? Wie viel 
Wohnraum brauchen 

wir? Können wir verdichteter bauen? 
Und vor allem: Wie viel Natur wollen und 
brauchen wir? Das neue Raumplanungs-
gesetz des Bundes macht einen Anfang. 
Der Aargau ist daran, es umzusetzen – 
mit Herausforderungen vor allem für die 
Gemeinden, die vermehrt regional pla-
nen müssen.

Noch eine – brandaktuelle – Heraus-
forderung steckt im Thema. Denn wie 
immer ist da eine vermeintlich einfa-
che Lösung. Sie gibt der Einwanderung 
Schuld: Die Abschottungsinitiative will 
keine Ausländer, die Ecopop-Initiative 
spricht von Nullwachstum, meint aber 
das gleiche.

Diese Herausforderungen muss die SP 
annehmen: Wie bringen wir ökologische 
Anliegen, die Erwartung von Wachstum 
und die Forderung nach mehr günstigem 
Wohnraum in Einklang? Wie machen wir 
neue, ökologische Bau- und Wohnfor-
men zum Thema? Welche Lösungen ha-
ben wir, um das Feld nicht der Überfrem-
dungsangst – auch unserer eigenen! – zu 
überlassen?

Die SP Aargau setzt 2014 bei der Raum-
planung einen inhaltlichen Schwer-
punkt. Am 27. Mai 2014 findet dazu ein 
Themenabend statt, zu dem speziell 
auch SP-VertreterInnen in den Gemein-
deräten eingeladen werden.

Bitte Termin reservieren, 
weitere Informationen folgen!

Dieter Egli von Windisch ist Co-Präsident 
der SP-Grossratsfraktion und Mitglied 
der Geschäftsleitung der SP Kanton Aargau.

«Heiratsstrafe»-initiative der cvP veranstaltung in däniken zuM gePlanten atoMMülllager

Der bekannte Kritiker sollte 
ausgeladen werden
Am 7. November 2013 organisierte das Bundesamt für Energie (BFE) für die 
Einwohnerinnen von Däniken und umgebung einen «treffpunkt tiefenlager» in 
Däniken. Denn die Nagra hatte entschieden, dass von den vier Standorten für eine 
oberflächenanlage am Jura-Südfuss der Standort JS-1 in Däniken weiter evaluiert 
werde. Dies aufgrund des verhängnisvollen Entscheids der Regionalkonferenz 
Plattform Jura-Südfuss, dass der Standort JS-1 in Däniken für eine oberflächen-
anlage «am wenigstens schlecht geeignet sei». 

rigen Oberflächenanlage evaluieren. «Grund-
wasser sind Trinkwasserreserven und damit 
das höchste Gut, das wir den nächsten Genera-
tionen unbeschadet weitergeben sollten», er-
klärte Buser und kritisierte die Nagra, die sich 
nicht an die eigenen Sicherheitskriterien halte. 

Bemerkenswert war, dass trotz hohem Per-
sonalaufgebot keine der anwesenden Organi-
sationen BFE, Nagra und ENSI auf Nachfrage 
in der Lage war, den konkreten Standort des 
künftigen Tiefenlagers, die Kaverne mit den 
 radioaktiven Abfällen, zu bezeichnen. Hart-
näckige, aber unbestätigte Gerüchte besagen, 
dass die Kaverne in einer Tiefe von 600–800 
Metern im Gebiet von Entfelden entstehen 
werde. Dies wurde aber von BFE, ENSI und 
Nagra nicht bestätigt. Bei so viel Unkenntnis 
bleibt schleierhaft, aufgrund welcher Entschei-
dungsgrundlagen der Bundesrat im Frühjahr 
2014 vier der heute insgesamt zwanzig Stand-
orte auswählen wird.

* Kein Atommülllager im Ballungsgebiet Aarau-Lenzburg- 
Zofingen!
** Niederamt ohne Endlager

Eva Schaffner von Aarau 
ist Vizepräsidentin der SP Kanton Aargau, 

Einwohnerrätin und Präsidentin KAAZ!.

teile und herrsche
Nagra und BFE haben schlechte Erfahrungen 
mit der Dynamik des Widerstandes gemacht, 
die sich dann entwickelt, wenn man auf der 
Bühne in einer Turnhalle grossen Menschen-
mengen gegenübersitzt und sich die Gegne-
rInnen furchtlos zu Wort melden. So sollten 
am 7. November 2013 die BesucherInnen nur 
einzeln oder in kleinen Gruppen mit den Fach-
leuten diskutieren. Auf diese Weise wollten 
BFE, Nagra und ENSI das Vorgehen zur Stand-
ortsuche und die konkrete Situation des Stand-
ortes JS-1 in der grossen Mehrzweckhalle Dä-
niken präsentieren. In einem separaten klei-
nen Raum würden Fachleute zu den Vorteilen 
des Standorts Däniken referieren, und dies nur 
vor kleinen Gruppen. Das BFE hatte auch die 
 Widerstandsvereine zum «Treffpunkt Tiefenla-
ger» eingeladen. KAAZ!* wollte gemeinsamen 
mit NOE** auftreten. NOE hielt es jedoch für 
sinnlos, sich einer Übermacht von Spezialis-
tInnen des BFE und der Nagra entgegenzustel-
len, und verzichtete. 

Marcos Buser unerwünscht
Im Vorfeld des Anlasses liess KAAZ! vom Geo-
logen und Entsorgungsspezialisten Marcos 
Buser das Hauptsicherheitsrisiko, die Grund-
wassersituation, prüfen. Buser war auch bereit, 
im Namen von KAAZ! seine Ergebnisse in Dä-
niken zu erläutern. Dem BFE jedoch passte das 
gar nicht. Es verlangte, dass Buser wieder aus-
geladen werde. Erst nachdem KAAZ! dem BFE 
klar gemacht hatte, dass Dialogverweigerung 
etwas Unschweizerisches und unserer politi-
schen Kultur entgegenlaufend und die Haltung 
des BFE sicher von öffentlichem Interesse sei, 
lenkte dieses ein.  

Hauptsicherheitsrisiko grundwasser
In seinem Referat zeigte Marcos Buser auf, 
dass das heutige Verfahren für die Standortsu-
che verkehrt verläuft: Zuerst müsste man die 
Geo logie im Untergrund erforschen, um den 
sichersten Standort ausfindig zu machen. Erst 
dann könne man den Standort der dazugehö-

Däniken 7. November 2013
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Experten können irren
Die gemeinde Däniken liegt auf einer grundwasserzone. Der geologische untergrund in dieser gegend ist also nicht geeignet 
für ein Atommülllager. trotzdem planen das Bundesamt für Energie (BFE) und die Nagra nun gut 6 Kilometer von Aarau 
entfernt in Däniken einen Eingangsstollen für ein solches (noch gar nicht beschlossenes) Lager für schwach- und mittelra-
dioaktiven Abfall. Der geologe und Entsorgungsspezialist Marcos Buser übt Kritik an dieser Planung.

Zuerst beschloss die Regionalkonferenz Platt-
form Jura-Südfuss1 am 27. April 2013, dass Dä-
niken als Standort für einen Lagereingang in 
der Region  am wenigsten schlecht  sei. Seither 
scheinen BFE und Nagra auch Däniken als Ein-
gang für ein Atomendlager zu evaluieren. An 
einer Veranstaltung von BFE und Nagra vom 
7. November 2013, zu der auch Interessierte im 
Bereich der AKW-Thematik eingeladen waren 
(siehe den Bericht von Eva Schaffner auf Seite 
11), referierte Marcos Buser auf Einladung von 
KAAZ! 2 zur Atommüllentsorgung im allgemei-
nen und zum geplanten Loch in Däniken im 
besonderen. links.ag stellte Marcos Buser Fra-
gen zu seiner Person und zum Oberflächens-
tandort Däniken.

links.ag: Marcos Buser, wie waren oder sind 
Sie bei der Suche nach Lösungen für die 
Verwahrung nuklearer Abfälle in der Schweiz 
beteiligt? Warum sind Sie im August 2012 aus 
der Eidgenössischen Kommission für nukleare 
Sicherheit 3 (KNS) ausgetreten? 
Bei der konzeptuellen Planung des Sachplans 
wurde ich nicht beigezogen und konnte mei-
ne Meinung offiziell erst als Mitglied der neu 
geschaffenen Kommission für nukleare Sicher-
heit (KNS) vertreten, zu einem Zeitpunkt also, 
als das Konzept bereits offiziell vom Bundesrat 
abgesegnet war. Damit wurde ein Einwirken 
auf konzeptuelle Schwachstellen im Sachplan-
verfahren sehr viel schwieriger. Als sich im 
Laufe der Jahre trotz offensichtlicher Schwach-
stellen im Verfahren kaum Korrekturen erzie-
len liessen und ich noch auf Unregelmässig-
keiten im Verfahren stiess, war für mich klar: 
Ich arbeite nicht auf diese Art und Weise, und 
trat konsequenterweise aus der KNS zurück. 
Ein Verfahren mit solch grossen Risiken muss 
zwingend in einem offenen wissenschaftlich 
und technisch belastbaren Prozess geführt 
werden. Es darf zu keinem nuklearen  Kölliken  
kommen.

Kostenoptimierte Sicherheit ?
Vor einem Jahr meinte der Genfer Geologie-
professor Walter Wildi zur Frage der  mög-
lichst sicheren  Endlager: «Wissenschaftliche 
Redlichkeit schliesst die Möglichkeit künftiger 
Fortschritte, aber auch die Möglichkeit ein, dass 
sich die Wissenschaft täuschen kann. Es ist 

deshalb wichtig, dass ein Projekt mit grossen 
möglichen Folgen für Menschen und Umwelt 
die Anpassung an neue Erkenntnisse vorsieht. 
Die im Kernenergiegesetz geforderte ‹dauern-
de sichere Entsorgung›  ist diesbezüglich eine 
grosse Herausforderung.»4 Ist eine sichere oder 
möglichst sichere Entsorgung möglich? Der 
Film von Edgar Hagen «Reise zum sichersten 
Ort der Erde» zeigt ja, dass es die nicht einmal 
in der Wüste Gobi gibt. Wird Sicherheit in der 
Schweiz de facto wirklich angestrebt? Was ha-
ben die Regionalkonferenzen dazu zu sagen?
Ich glaube schon, dass im Grundsatz der Wil-
le da ist, sichere Lösungen anzubieten. Das 
Problem ist aber ein anderes: Der Weg zur 

sogenannten  sicheren Lösung  ist schon vor-
programmiert und wird in starkem Ausmass 
durch Kostenüberlegungen gesteuert. Nicht 
die Sicherheit steht dabei im Vordergrund, 
sondern die kostenoptimierte Sicherheit. Ab-
weichungen vom heute definierten Konzept 
und Verbesserungen in Richtung eines offenen 
sicherheitsgerichteten Prozesses sind daher 
nicht willkommen. Die Prozessführer halten 
unbeirrt an dem einmal definierten Konzept 
fest. Gerade solch heikle Planungen verlangen 
aber nach Flexibilität und auch nach Korrektu-
ren, wenn erkannt wird, dass Fehler oder Fehl-
einschätzungen vorliegen. Kommt hinzu, dass 
nicht nur Expertenmeinungen in den Prozess 

Der Geologe und Nuklear-
spezialist Marcos Buser 
führt das Institut für nach-
haltige Abfallwirtschaft INA 
GmbH in Zürich. 
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einfliessen dürfen. Die Vergangenheit mit Risi-
koanlagen hat gezeigt, dass Experten sich sehr 
häufig getäuscht haben und die sogenannten 
Laien den unverstellteren Blick auf die Prob-
leme hatten. Es ist daher notwendig, die be-
troffene Bevölkerung an den Entscheiden mit 
zu beteiligen. Schliesslich muss eine Bevölke-
rung ein Lager für schwach- und mittelaktive 
Abfälle (SMA) über 100 000 Jahre übernehmen. 
Darum plädiere ich dafür, dass die regionalen 
Anliegen auch bei Sach- und Sicherheitsfragen 
berücksichtigt werden. Heute ist eine solche 
Mitbeteiligung bei Entscheiden aber nicht ge-
währleistet.

Warum ein Stolleneingang in Däniken?
Noch im Herbst 2012 hiess es, ein  Atomend-
lager in der Region Aarau-Lenzburg-Olten kom-
me wegen der Geologie in dieser Zone nicht in 
Betracht. Warum will die Nagra nun doch einen 
Stolleneingang in Däniken planen? Ist dies 
vernünftig, bevor man weiss, ob hier die Voraus-
setzungen für ein sicheres Endlager gegeben 
sind? Warum eine Rampe? Was kosten solche 
Nagra-Planungen? 
Offiziell haben die Prozessführer sechs Ge-
biete vorselektioniert, und darunter war auch 
der Jura-Südfuss für ein SMA-Lager. Dass es 
einen Eingang in ein Tiefenlager braucht, ist 
nicht zu vermeiden. Aber logischerweise wäre 
es klüger gewesen, zuerst die Eignung des Un-
tergrunds abzuklären und 
erst danach die Zugänge 
und die Eingangspfor-
te festzulegen. Ich halte 
nichts von Rampen für 
ein radioaktives Tiefenla-
ger: Rampen verletzen den 
Untergrund so stark, dass 
ich einen dauerhaft sicheren Verschluss mit 
heutiger Technologie nicht für möglich halte. 
Wir müssen aber ausschliessen können, dass 
Wasser ins tiefe Lager eindringt. Daher braucht 
es andere Lagerauslegungs- und Zugangskon-
zepte. Wir dürfen dem Gestein nur möglichst 
kleine  Wunden  zufügen, die sich auch wieder 
verschliessen lassen, und die den Gesteins-
verbund nicht unnötigerweise verletzen. Wir 
müssen also auf eine Art wie ein moderner 
Chirurg arbeiten. Das wird aber kosten. Und 
das verteuert wiederum die Atomenergie. Und 
das liegt den Betreibern der Atomanlagen be-
greiflicherweise auf dem Magen und vor allem 
auf dem Portemonnaie. Aber die radioaktiven 
Abfälle sind zu gefährlich, wir dürfen bei der 
Sicherheit nicht  sparen. Die Kosten der Ent-
sorgung wurden bisher massiv unterschätzt, 
das wird jetzt bei der konkreten Umsetzung 
der Programme immer sichtbarer.

Sie plädierten am 7. November 2013 in Däniken 
gegen ein «nukleares Kölliken». Wie sieht die 
Langzeitprognose für ein Tiefenlager im Raum 
Aarau-Olten aus? Von welchen Zeiträumen spre-

chen wir da? Welche geologischen Realitäten in 
diesem Raum gilt es zu berücksichtigen? 
Wir müssen den Realitäten in die Augen schau-
en und uns bewusst sein, dass Projekte mit 
Laufdauer von 1 Million Jahren beziehungs-
weise von 100 000 Jahren unsere Fähigkeiten 
als Ingenieure oder Geologen übersteigen. Wir 
sollten daher vorsichtig sein und gegenüber 
der Grösse der Aufgabe bescheiden auftreten. 
Wir kommen bei solchen Projekten an eine 
Grenze, wo wir ehrlicherweise zugeben müs-
sen, dass wir nicht wissen, ob wir das ehrgei-
zige Ziel erreichen werden. Heute jedenfalls 

haben wir keine Gewissheit, dass wir mit dem 
eingeschlagenen Weg eine Sicherheit über der-
artige Zeiträume gewährleisten können. Die 
grösste Herausforderung dürfte vermutlich 
das Verschliessen der Wunde sein, die wir dem 
 Gestein beim Auffahren des Tiefenlagers zu-
fügen.

Demokratische Planungsverfahren?
Was kritisieren Sie an den heute üblichen Pla-
nungsverfahren? Wie weit soll, kann und wird 
die betroffene Bevölkerung einbezogen? Der 
Däniker Gemeindepräsident Gery Meier (FDP) 
teilte im April 2013 der Öffentlichkeit mit: «In Dä-
niken wird es keine Oberflächenanlage geben 
und im Jurasüdfuss auch kein Tiefenlager.» Dies 
auch wegen des Grundwassers, das geschützt 
werden müsse. Warum dann diese neuen Spiele 
von Nagra und BFE in Däniken?
Wie die auf Freiwilligkeit beruhenden Verfah-
ren im Ausland zeigen, ist Partizipation bei 
atomaren Abfällen ein Muss. Partizipation 
heisst Teilnehmen und Mitbestimmen, Kon-
sultation nur Anhören. So wie das heutige Ver-
fahren in der Schweiz geführt wird, ist es eine 
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Konsultation. Kommt hinzu, dass die direkt 
Betroffenen nichts zur Sicherheit zu sagen ha-
ben. Als ob Wissenschaftler und Experten al-
lein über die Sicherheit entscheiden könnten. 
Die Salzmine von Lyons in Kansas, das Projekt 
Yucca Mountain in Nevada, die Salzminen 
Asse und Morsleben in der BRD, das Bergwerk 
Felsenau bei Leibstadt, die Salzmine Stocami-
ne bei Mulhouse für den Sonderabfall, dann 
Sondermülldeponien wie Bonfol oder Kölliken 
und ein Rattenschwanz anderer Beispiele: Bei 
all diesen Fällen haben sich die Wissenschaft-
ler und Experten geirrt. Darum müssen Pla-
nungsverfahren mit derartigen Risiken und 
Laufzeiten auch angepasst und korrigiert wer-
den können, wenn Schwachstellen und Fehler 
erkennbar sind. Beim Sachplanverfahren hat 
es unverhältnismässig viel Aufwand gekostet, 
Änderungen durchzusetzen, zum Beispiel die 
ergänzende 2D-Seismik auszuführen. Gleich-
zeitig wird hinter verschlossener Tür die Se-
lektion der Standortgebiete bereits vorbereitet: 
es ist ein offenes Geheimnis, dass Jurasüdfuss 
und Wellenberg als Abschusskandidaten ge-

Abstimmung vom 9. Februar 2014

Bundesbeschluss vom 20. Juni 2013 
über die Finanzierung und den Ausbau 
der Eisenbahninfrastruktur (direkter 
Gegenentwurf zur Volksinitiative 
«Für den öffentlichen Verkehr») Ja

Volksinitiative vom 4. Juli 2011 
«Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache – 
Entlastung der Krankenversicherung 
durch Streichung der Kosten des 
Schwangerschaftsabbruchs aus der 
obligatorischen Grundversicherung»  Nein

Volksinitiative vom 14. Februar 2012 
«Gegen Masseneinwanderung» Nein

PARoLEN

Nicht die Sicherheit steht im Vorder-
grund, sondern die kostenoptimierte 
Sicherheit.
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SEKREtARiAt

KoMMENtAR

Der Kritiker bezahlt teuer

Als im Oktober 2012 durch eine Indiskre-
tion bekannt wurde, welche Standorte die 
Nagra für Atommülllager ernsthaft prü-
fen will und welche nicht, wurden diese 

Entscheide von den zwei 
bekannten Geologen 
und Nuklearexperten 
Walter Wildi und Mar-
cos Buser öffentlich kri-
tisiert. Auch monierten 
beide die fehlende Un-
abhängigkeit des Eidge-

nössischen Nuklearsicherheitsinspekto-
rats ENSI. Beide Geologen hatten wenige 
Monate zuvor den «Beirat Endlager» des 
UVEK (Wildi) beziehungsweise die Eid-
genössische Kommission für nukleare 
Sicherheit (Buser) verlassen, teilweise 
unter offenem Protest. Der Unterschied: 
Walter Wildi war wohlbestallter Professor 
an der Universität Genf, Marcos Buser ist 
privater Unternehmer. 

Vor Bekanntgabe der offiziellen Ab-
klärungen wurde im September 2012 in 
einer Medienkampagne die Unabhän-
gigkeit des ENSI-Kritikers Buser selber 
angezweifelt: Dieser habe vom Bund 
(konkret genannte)Honorare für Gutach-
ten kassiert. Wer konnte dies en détail 
wissen? Tatsächlich wurde die Kampa-
gne, wie Recherchen von links.ag zei-
gen, wohl von einer Bundesstelle, die 
die  Buser-Honorare kannte, in Auftrag 
gegeben. Im Moment laufen rechtliche 
Verfahren. Marcos Buser erklärte auf An-
frage, er habe Belege dafür, wer hinter 
den Anwürfen stecke. Weitere Folgen der 
Affäre: Busers Firma verlor Mandate, er 
musste seinen Mitarbeiter entlassen und 
sein Büro redimensionieren. Buser ver-
lor auch viel Erspartes. Mundtot machen 
liess er sich nicht. 

Das verkrampfte Verhältnis vieler 
SchweizerInnen zu ihrem Land und zur 
Kritik an diesem und an den Institutio-
nen ist nicht neu. Viele Fälle wurden erst 
auf Druck aus dem Ausland aufgearbei-
tet. Auch Marcos Buser ist so ein Kritiker, 
der unter die Räder geriet. Der Fall muss 
publiziert, geklärt und wieder gut ge-
macht werden. Diese Geschichte ist noch 
nicht zu Ende geschrieben. 

Katharina Kerr von Aarau ist Redaktorin links.ag. 

handelt werden. Dies untergräbt das Verfahren 
und schwächt es zusätzlich.

Was können wir als mündige Bürgerinnen 
und Bürger tun? 
Was kritisieren Sie am Sachplanverfahren? Was 
muss geändert werden (Strukturen, Personen, 
Zeitplan)? Was können wir als mündige Bürge-
rInnen tun? 
Wir müssen das Problem der radioaktiven 
Abfälle anpacken und lösen. Dafür ist das 
Sachplanverfahren grundsätzlich ein taugli-
ches Instrument. Aber nur, solange es nicht 
zu einem Politikspiel verkommt. Wir müssten 
Sicherheiten für die künftigen Generationen 
und die Umwelt gewährleisten können, die 
unser Vorstellungsvermögen meistens über-
steigen. Ich empfehle einen Besuch im Mu-
seum  Allerheiligen in Schaffhausen und der 
«Ausstellung  Endlager und Langzeit»5: Es gibt 
dort eine Wand, auf der Tausende von kleinen 
Homines sapientes aufgestellt sind. Eine Ge-
neration hinter der anderen. Bei solchen Dar-
stellungen wird der einengende Kontext der 
Sprache durchbrochen, und es wird grafisch 
sichtbar, vor welchen ungeheuren Herausfor-
derungen wir stehen. Daher plädiere ich für ein 
offenes System, bei dem mit hinreichend Zeit 
und unter Beizug der besten Leute nach Lö-
sungen gesucht wird. Die heutigen Strukturen 
in der Schweiz sind gegenüber diesen Heraus-
forderungen schlecht aufgestellt. Das Bundes-
amt für Energie etwa, das den Prozess leitet, ist 
kompetenzmässig besonders schwach auf den 
Beinen. Es reicht nicht, die Leitung eines Pro-
zesses an Leute mit gutem Willen zu delegie-
ren. Es muss auch sichergestellt werden, dass 
diese Strukturen fähig sind, ihre Aufgabe zu er-
füllen. Ein klassisches Problem der Qualitätssi-
cherung. Als mündige Bürger können Sie sich 
zum Beispiel dafür einsetzen, dass ein solches 

System der Qualitätssicherung tatsächlich um-
gesetzt wird. Das heisst, dass fähige Strukturen 
installiert und im Falle von Versagen ausge-
tauscht werden. Vor allem aber sollte sich eine 
Region das Recht sichern, an den Entscheiden 
über ein Tiefenlager in der eigenen Region be-
teiligt zu werden, wie dies in vielen ausländi-
schen Projekten wie in Schweden oder Kanada 
der Fall ist. 

Die Fragen stellte Katharina Kerr

1 Vorstand Trägerverein Plattform Jura-Südfuss und Lei-
tungsgruppe der Regionalkonferenz: Markus von Arx, Ge-
schäftsstellenleiter, Gemeindepräsident Erlinsbach SO, 
Kurt Henzmann,  Gemeindepräsident Niedergösgen, Ernst 
Zingg, ehem. Stadtpräsident Olten, Peter Hodel, Präsident, 
Gemeindepräsident Schönenwerd, Hans Fellmann, ehem. 
Gemeindeammann Gränichen, Beat Rüetschi, Gemeinde-
präsident Suhr, Ruedi Berger, a. Gemeindeammann Ober-
entfelden, Urs Bachmann, Bachmann Consulting, Suhr, Pro-
zessbegleiter, Jolanda Urech, Stadtpräsidentin, Aarau

2 Verein  Kein Atommüll im Ballungsgebiet Aarau-Lenzburg-
Zofingen! www.ka-az.ch

3 Die Eidgenössische Kommission für nukleare Sicherheit 
KNS berät den Bundesrat, das Departement UVEK sowie die 
nukleare Aufsichtsbehörde in Fragen der nuklearen Sicher-
heit von Kernanlagen. Gesetzliche Grundlagen sind Art. 71 
des Kernenergiegesetzes (SR 732.1) und die KNS-Verordnung 
(SR 732.16). Präsident ist der Suhrer Physiker Bruno Covelli. 
Im Oktober 2013 segnete die KNS den Bericht des Eidgenös-
sischen Nuklearsicherheitsinspektorats Ensi  betreffend die 
weitere Betriebsdauer des AKW Mühleberg ab.

4 Im Interview mit links.ag 131 vom November 2012, S. 14 
(http://www.sp-ps.ch/ger/Media-library/AA-SP-Schweiz/
Medien/Publikationen/links.ch/2012/131/links.ag-131-No-
vember-2012) 

5 Museum zu Allerheiligen, Klosterstrasse 16, 8200 Schaff-
hausen, Tel. +41 52 633 07 77, admin.allerheiligen@stsh.ch. 
24. Oktober 2013–23. März 2014: Eine Zeitreise durch die 
Vergangenheit und in die Zukunft. Führungen: Mi 12.30/Do 
18.15/So 11.30 & 14.30.

geMeinderatswaHlen 2013

Ergänzungen 
kk. in Ergänzung zu den in der Dezemberausgabe gewürdigten, 2013 gewählten 
SP-Mitgliedern in gemeindeexekutiven wurden uns noch gemeldet: 

Bezirk Baden
In Ennetbaden wurden Pius Graf als Gemein-
deammann und Beni Pauli-Marti als Ge-
meinderat wiedergewählt. In Neuenhof wurde 
Hans peter Benz als Vizeammann bestätigt.

Bezirk Kulm
In Oberkulm wurde Edmund Studiger erneut 
als Gemeindeammann gewählt.

Bezirk Zofingen
In Brittnau wurde Nadine Sterchi-Blum am 
22. September 2013 im ersten Wahlgang ge-
wählt. Sie erhielt 720 Stimmen, das absolute 
Mehr lag bei 499 Stimmen. Mit dieser Wahl ist 
es der SP Brittnau nach fast 30 Jahren endlich 
wieder gelungen, einen Sitz im Gemeinderat 
zu besetzen.

Wir wünschen den in den Gemeinden bewährten Genossen und der neuen Gemeinderätin Kraft 
und Erfolg in ihrem Amt!
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Die jährliche Frauenkonferenz beziehungs-
weise Generalversammlung findet jeweils 
vor dem Ordentlichen Parteitag statt mit der 
Wahl der Delegierten für den Parteirat, die «IG 
Gleichstellung», die Frauenzentrale und die 
«frauenaargau». 
K 1–2 Mal pro Jahr werden alle Frauen zu ei-
nem Frauenstammtisch ins Volkshaus in Aarau 
eingeladen. Ziel der Treffen: Austausch und 
eventuell «Anpacken eines Projekts». Wich-
tig: Die Umsetzung ist nicht Aufgabe der GL 
beziehungsweise der Präsidentin oder des Se-
kretariats. Interessierte Frauen aus der Stamm-
tischrunde übernehmen die Verantwortung 
und Umsetzung.
K Vernehmlassungen, Gleichstellungs-/«Frau-
en»-Abstimmungen, Wahlen: Die GL koordi-
niert und entscheidet, ob die Verantwortung 
dafür an die SP Frauen oder den Fachaus-
schuss «Diversity» weitergeleitet wird.

Die GL ist überzeugt, dass ein sachter Auf-
bau einer neuen Kultur im Umgang mit den 
nach wie vor brennenden  Gleichstellungsfra-
gen zielführend ist.

SEKREtARiAt

KoMMENtAR

Das thema umverteilung
ist gesetzt
Ich gehöre nicht zu jenen, die am Ab-
stimmungssonntag aus klaren Nieder-
lagen Siege machen wollen. 65 Prozent 

Nein zur 1:12-Initiative 
sind eine klare Niederla-
ge, keine Frage. Stolz sein 
auf das Geleistete dür-
fen wir trotzdem. Und 
vor allem sollten wir die 
Abstimmung über 1:12 
nicht als Ende, sondern 

als Anfang von etwas Neuem begreifen. 
Die 1:12-Initiative hat bereits während 

der Kampagne sehr viel erreicht. Schon 
lange nicht wurde in der Schweiz so in-
tensiv, ja überhaupt, über die Verteilung 
von Einkommen und Vermögen gestrit-
ten. 1:12 hat erstmals das schier gott-
gleiche Selbstverständnis der selbst er-
nannten «Wirtschaftsführer» und die nur 
scheinbare Wirtschaftskompetenz ihrer 
Vasallen im Parlament demaskiert. Für 
einen kurzen Augenblick schien sogar 
eine Mehrheit für eine andere Schweiz 
möglich. Das sollten wir uns merken: 
1:12 hat so viel Begeisterung und politi-
schen Druck ausgelöst, gerade weil sich 
die Initiative nicht auf die kleinstmög-
liche «realpolitische» Veränderung be-
schränkt, sondern weil sie ernsthaft eine 
Alternative zur heutigen Gesellschaft 
vorgeschlagen hat. 

Auch die Strategie der Kampagne hat 
sich bewährt. Wir waren gemessen am 
Budget überproportional präsent. Dies, 
weil wir gar nicht erst versucht haben, 
dem Millionenbudget von economiesu-
isse bei den bezahlten Kampagneninst-
rumenten wie Inseraten und Plakaten et-
was entgegenzusetzen. Vielmehr setzten 
wir konsequent auf die Mitglieder. Mit 
den 1:12-Fahnen, Telefonaktionen und 
flächendeckenden Standaktionen haben 
wir über eine Million Menschen erreicht. 
1:12 kann ein Anfang sein für einen neu-
en Anlauf in der Verteilungsfrage. Das 
Thema ist gesetzt. Jetzt kommt es drauf 
an, was SP und JUSO gemeinsam daraus 
machen.

Cédric Wermuth von Baden ist SP-Nationalrat und 
Mitglied der Geschäftsleitung der SP Kanton Aargau. 

Wie weiter mit der 
SP Frauen Aargau?
Die SP hat sich seit je für die Stärkung der Vielfalt eingesetzt. Es ging und geht 
dabei nicht primär um den Fokus auf Minderheiten oder auf die sichtbaren unter-
schiede, sondern um die gesamtheit der gesellschaft mit allen unterschieden und 
gemeinsamkeiten. Es ist daher richtig, dass die Frage nach der Legitimation der 
von der  SP losgelösten organisation der SP Frauen aufgeworfen wurde.

Damit wurde nicht grundsätzlich die speziell 
notwendige Gewichtung der Gleichstellung 
in Frage gestellt. Es  wurde vielmehr die Ein-
bettung der Frauen als eine umfassende Her-
ausforderung  gesehen. Lösungsansätze sind 
zielführender, wenn die Auswirkungen auf die 
gesamte Gesellschaft betrachtet werden. Die 
Geschäftsleitung hat darum 2013 drei  Diversi-
ty-Anlässe organisiert, um die Vorgehensweise 
bei  Gleichstellungsfragen zu diskutieren und 
einen Strukturvorschlag vorlegen zu können. 

Die Anlässe haben gut funktioniert, waren 
jedoch eher schwach besucht. Eine konkrete 
Lösung für die SP Frauen hat sich nicht her-
auskristallisiert, es waren sich aber letztlich 
alle einig, dass Gleichstellungsfragen nicht nur 
aus Sicht der Frauen, sondern unter dem Mot-
to der Stärkung der Vielfalt oder Diversity be-
handelt werden müssen. Die «Marke» SP Frau-
en ist aber insbesondere für die Unterstützung 
von Frauen auf ihrem politischen Weg wichtig 
und hat sich dazu speziell bewährt.

Entscheid der geschäftsleitung (gL)
K Die SP Frauen Aargau wird nicht auf gelöst.
K Parallel wird ein Fachausschuss «Diversity» 
ins Leben gerufen.

SP Frauen Aargau
K Gesucht wird eine Präsidentin. Gespräche 
finden momentan statt.

Kathrin Scholl von Lenzburg 
ist SP-Grossrätin und Mitglied 

der Geschäftsleitung 
der SP Kanton Aargau. 
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Diversity-Diskussion in Baden am 20. August 2013
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9. Februar
Eidgenössische Abstimmungen

22. Februar
caféCantonal, serviert 
von Urs Hofmann
10–12 Uhr, Mehrzweckhalle 
«Hirschmatt», Hirschthal

4. und 18. März, 1. und 22. April
Geschäftsleitungssitzung 
der SP Aargau. 
Jeweils 17.30 Uhr im Volkshaus 
Aarau, Bachstrasse 43

11. März
Parteirat
20 Uhr, Restaurant Rathaus-
garten, Aarau

25. März
ao. Parteitag
20-22 Uhr, Restaurant Rathaus-
garten, Aarau

27. März
Berner-Suppe à la Nationalrat 
Max Chopard-Acklin
19.30–21 Uhr, Bad Zurzach

AgENDA

iMPRESSuM

SP Aargau, Bachstrasse 43
Postfach, 5001 Aarau
Tel. 062 834 94 74, Fax 062 834 94 75
sekretariat(at)sp-aargau.ch
www.sp-aargau.ch

Erscheint 9 Mal pro Jahr 
Auflage links.ag: 3255 Expl. 

Redaktion: Katharina Kerr
katkerr(at)katkerr.ch

Redaktionsschluss für diese Ausgabe 
6. Januar 2014
Redaktionsschluss nächste Ausgabe 
10. Februar 2014
Erscheinen nächste Ausgabe 
27. Februar 2014

An dieser Nummer haben mitgearbeitet: 
Pascale Bruderer Wyss, Marcos Buser, 
Max Chopard-Acklin, Dieter Egli, Yvonne 
Feri, Marco Hardmeier, Katharina Kerr, 
Johannes Rüesch (Fotos S. 11 und 12), 
Eva Schaffner, Kathrin Scholl-Debrunner, 
Salome Strobel (Foto S. 15), Cédric 
 Wermuth. 

Berner suPPe von Max cHoPard

20 rote Berner Suppen
Seit seiner ersten Session im Nationalrat veranstaltet Max Chopard regelmässig eine 
 «Berner Suppe» in einer gemeinde im Aargau, im letzten Dezember zum zwanzigsten Mal. 
Die Anlässe dienen der politischen Diskussion und gleichzeitig dem Kontakt mit den Wähle-
rinnen und Wählern. Denn als Politikerin ist man zum ständigen Wahlkampf verdonnert. 
Fragen und Antworten zur «Berner Suppe».

links.ag: Wie bist Du auf die Idee 
der «Berner Suppe» gekommen? 
Haben Dich Urs Hofmanns «cafés»  
inspiriert? Worüber berichtest Du 
jeweils?
Max Chopard: Die Grundidee des 
«café» von Urs Hofmann fand ich 
gut. Das eigenständige Konzept 
der «Berner Suppe» hat seine Wur-
zeln aber in einer Wahlkampfver-
anstaltung vom September 2007 
im Restaurant «Roter Turm» in 
Baden. Im Anschluss daran wur-
de eine Suppe serviert. So gestalte 
ich heute auch die Berner Suppe: 
Zuerst gibt’s einen Infoblock über 
das Sessionsgeschehen, insbeson-
dere zu Punkten, die aus sozial-
demokratischer Sicht besonders 
interessieren oder bei denen ich 
mich in Bundesbern auch selbst 
einbrachte. Dann gibt es eine offe-
ne Fragerunde, und anschliessend 
wird die Suppe serviert. Diese 
Mischung aus politischer Veran-
staltung und gesellschaftlichem 
Anlass mit gemütlichem Zusam-

stelle mich gerne dieser Diskussi-
on, ob an Veranstaltungen oder in 
den Medien.

Max Chopard-Acklin von Nussbaumen ist 
SP-Nationalrat. Die Fragen stellte Katharina 
Kerr.

SamStag, 22. FEBR. 2014
10.00 BiS 12.00 UhR

aULa mEhRzwEckanLagE
„hiRSchmatt“

( haUptStRaSSE BEim gEmEindEhaUS)

hiRSchthaL
mEnU

toUR d‘hoRizon  
dURch diE aaRgaUER poLitik

SERviERt von
REgiERUngSRat URS hoFmann

Alle sind zum 17. CaféCantonal und 
zum anschliessenden Apéro eingeladen.

17. caféCantonal

mensitzen hat sich bewährt. Ich 
schätze den direkten Dialog mit 
den Interessierten und auch für 
die mitwirkenden SP-Sektionen 
vor Ort ist es eine gute Sache.

Welche Debatte in Bern war für 
Dich 2013 am wichtigsten, bemer-
kenswertesten, verstörendsten? 
Warum?
Es gab viele spannende Debatten. 
Am meisten gefreut hat mich, als 
wir in der Kommission für Um-
welt, Raumplanung und Energie 
mit 18:7 Stimmen klar Eintreten 
auf das erste Massnahmenpa-
ket der Energiestrategie 2050 des 
Bundesrates beschlossen. Das ist 
eine bemerkenswerte Entwick-
lung: Noch Ende 2010 drehte sich 
die energiepolitische Diskussion 
darum, ob 1, 2 oder 3 neue AKWs 
gebaut werden sollen. Mühe 
machten mir dagegen die krampf-
haften Legitimierungsversuche 
für den milliardenteuren Kauf der 
22 Gripen-Kampfflieger oder die 
an den Haaren herbeigezogenen 
Argumente gegen die gute und 
wichtige Mindestlohninitiative.

Wie beurteilst Du die politische 
Diskussion im Aargau? 
Der Aargau ist kein einfaches 
Pflaster für unsere sozialdemokra-
tischen Ziele und Werte. Doch ich 


